
Die seit ihrer Einführung umstrittene Ausgleichsregelung für er-
höhte Anforderungen an eine ordnungsgemäße Land- und Forst-
wirtschaft in Wasserschutzgebieten droht durch ihren bewussten 
und gewollten Eingriff in den Wettbewerb zwangsläufig mit dem 
unionsrechtlichen Verbot staatlicher Beihilfen in Konflikt zu ge-
raten. Der Beitrag untersucht die europarechtlichen Schranken der 
nach nationalem Verfassungsrecht nicht gebotenen Kompensati-
onsansprüche und vertritt eine differenzierende Sichtweise, die 
sich an der Eigenart der einzelnen Schutzanordnungen und deren 
Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
orientiert.

1. Einführung

Das traditionell spannungsgeladene Dreiecksverhältnis 
zwischen Landwirtschaft, Gewässerschutz und öffentli-
cher Wasserversorgung hält sich beständig auf den Tages-
ordnungen der beteiligten Kreise. Während zuletzt er-
neut intensiv und auch unter nachdrücklichem Eingreifen 
des Europäischen Gerichtshofs 1 die landwirtschaftlich be-
dingte Nitratbelastung der Gewässer im Mittelpunkt des 
nicht allein fachwissenschaftlichen Interesses stand 2, wird 
im aktuellen Koalitionsvertrag das Konzept einer nachhal-
tigen, zukunftsfähigen Landwirtschaft verfolgt, die ökono-
misch wirtschaften kann und Umwelt, Tieren und Klima 
gerecht wird 3; dabei dürfte allein die besondere Vagheit 
dieser politischen Ankündigung zahlreiche Erwartungen 
und Kontroversen provozieren. Etwas konkreter ist dort 
aber auch davon die Rede, dass in Anlehnung an den Er-
schwernisausgleich in Naturschutzgebieten 4 auch „Re-
geln für Trinkwasserschutzgebiete“ gefunden werden sol-
len 5. Parallel wird im juristischen Schrifttum ein nationales 
Landwirtschaftsgesetz gefordert, das einen verlässlichen 
Rahmen für den Umbau der Landwirtschaft schaffen und 
auch mit ökonomischen Instrumenten wie Lastenausglei-
chen und Honorierung ökologischer Leistungen operieren 
soll. 6 Derartige Planungen stehen indes rechtlich notwen-
dig im übergreifenden Kontext der europäischen Agrar-
politik und sind, soweit mit ihnen allein mitgliedstaatliche 
Regelungsansätze verfolgt werden, am Maßstab des ein-
schlägigen Unionsrechts zu bewerten. Nichts anderes gilt 
allerdings auch für bereits bestehende Regelungen im deut-
schen Recht, die auf einen wirtschaftlichen Ausgleich der 
einander typischerweise widerstreitenden Interessen von 
Gewässerschutz und Landwirtschaft abzielen. So begrün-
det etwa der seit seiner Einführung 7 politisch wie rechtlich 
umstrittene 8 § 52 Abs.  5 WHG einen Kompensationsan-
spruch für erhöhte Anforderungen in Wasserschutzgebie-
ten, die die ordnungsgemäße Land- und Forstwirtschaft 
einschränken. Ob diese wasserhaushaltsgesetzliche Rege-
lung mit dem Beihilfeverbot des Art. 107 AEUV vereinbar 
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ist, wird nach wie vor uneinheitlich beantwortet, 9 insbe-
sondere da eine hinreichend belastbare gerichtliche Klä-
rung bislang nicht erfolgt ist.

2. Der Ausgleichsanspruch des § 52 Abs. 5 WHG

Anders als der Entschädigungsanspruch nach § 52 Abs.  4 
WHG, der für den Fall unzumutbarer Beschränkungen 
des Eigentums durch besondere Anforderungen in Was-
serschutzgebieten den verfassungsrechtlich gebotenen Ent-
schädigungsanspruch gewährt, 10 begründet § 52 Abs.  5 
WHG einen lediglich „aus Billigkeitsgründen eingeführten 
einfachgesetzlichen Ausgleichsanspruch“ 11. Damit soll der 
besonderen Situation der Land- und Forstwirtschaft Rech-
nung getragen werden, wenn wasserwirtschaftlich gebo-
tene Belastungen unterhalb der Schwelle einer Enteignung 
oder einer ausgleichspflichtigen Inhalts- und Schranken-
bestimmung 12 einen Wettbewerbsnachteil, insbesondere 
im Vergleich zu land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
außerhalb eines Wasserschutzgebiets, hervorrufen 13. Tatbe-
standlich vorausgesetzt wird, dass eine verordnungsrecht-
lich festgesetzte besondere Anforderung in einem Wasser-
schutzgebiet nach § 52 Abs. 1 Nr. 1, 2 WHG, einschließlich 
vorläufiger Festsetzungen nach § 52 Abs.  2 WHG und 
flankierender Anordnungen jenseits des geschützten Ge-
biets nach § 52 Abs. 3 WHG, die ordnungsgemäße land- 
oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks ein-
schränkt. Auch wenn der Bundesgesetzgeber den damit für 
den Ausgleichsanspruch zentralen unbestimmten Rechts-
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begriff der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft 
als auf der Grundlage früheren Landesrechts gerichtlich 
hinreichend geklärt betrachtet hatte, 14 fällt eine unmittel-
bare aus dem Gesetz resultierende, vollzugsfähige Konkre-
tisierung praktisch schwer, sodass das Kriterium bis heute 
in hohem Maß streitanfällig geblieben ist 15. Die geläufige 
Auffassung versteht hierunter allgemein diejenige Boden-
nutzung, die den Stand der agrar-, forst- und wasserwirt-
schaftlichen Erkenntnisse unter Berücksichtigung der je-
weiligen Standortverhältnisse beachtet und sich nicht allein 
an optimalen Erträgen, sondern auch an der ökologischen 
Verantwortbarkeit orientiert 16. Nicht mehr ordnungs-
gemäß ist dagegen eine umweltbelastende oder -gefähr-
dende 17 und insbesondere auch eine rechtswidrige 18 Wirt-
schaftsweise. Umgekehrt ist aber nicht schon jedes mit dem 
geltenden Recht in Einklang stehende Vorgehen als solches 
i. S. des § 52 Abs. 5 WHG ordnungsgemäß und damit im 
Fall einer Beschränkung zureichende Grundlage eines Aus-
gleichsanspruchs 19.

Anders als noch unter Geltung der bundesrahmenrechtli-
che Vorläuferregelung des § 19 Abs. 4 WHG a. F. sind wei-
tere Ausgestaltung und Umsetzung des Ausgleichsanspruchs 
nicht mehr der Ausgestaltung durch die Länder überlassen, 
sondern nunmehr vollständig bundesrechtlich geregelt. 20 
Der vormals in einigen Ländern verfolgte zentrale Nach-
teilsausgleich in der Form der Ausgleichspflicht des Landes 
selbst ist nun einer grundsätzlichen bundeseinheitlichen de-
zentralen Lösung gewichen, nach der gemäß § 99 S. 2 i. V. 
mit § 97 S. 1 WHG zur Ausgleichsleistung verpflichtet ist, 
wer durch den Vorgang unmittelbar begünstigt ist, mithin 
im praktisch häufigsten Fall der Schutzgebietsfestsetzung 
im Interesse einer bestehenden oder künftigen öffentlichen 
Wasserversorgung deren regelmäßig kommunale Träger. 21 
Nach § 45 Abs. 3 S. 1 WG BW ist dagegen weiterhin das 
Land ausgleichspflichtig. 22

3. Das Beihilfeverbot des Art. 107 AEUV

3.1 Problemstellung

Nach Art. 107 Abs. 1 AEUV sind vorbehaltlich abweichen-
der Regelungen des europäischen Primärrechts staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich wel-
cher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unter-
nehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-
schen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitglied-
staaten beeinträchtigen. Indem nun in der Bundesrepublik 
wie gesehen durch § 52 Abs. 5 WHG ein gesetzlicher Aus-
gleichsanspruch wegen besonderer Belastungen der Land- 
und Forstwirtschaft in Wasserschutzgebieten auch dann 
gewährt wird, wenn dies verfassungsrechtlich nicht ge-
boten ist, greift der Gesetzgeber bewusst und gewollt in 
den Wettbewerb ein. Er sucht damit wettbewerbliche Un-
gleichheiten zu bereinigen, die sich aus den unterschiedli-
chen wasserrechtlichen Vorgaben für Land- und Forstwirt-
schaft ergeben, je nachdem ob sich die Betriebe innerhalb 
oder außerhalb der Geltung einer Schutzgebietsverordnung 
befinden. 23 Diese legislatorische Motivation als solche bie-
tet indes noch keine Gewähr für eine auch unionsrecht-
lich unbedenkliche Kompensation der aus den Schutzan-
ordnungen nach § 52 WHG folgenden Einschränkungen 
der erfassten Wirtschaftszweige. Denn die normative Un-
bestimmtheit der gesetzlichen Voraussetzung der „erhöhten 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Land- und Forst-
wirtschaft“ provoziert im einzelnen Fall notwendig ebenso 
erhebliche praktische Ermittlungs- und Bewertungsunsi-
cherheiten auf der Tatbestandsebene wie die Quantifizie-
rung des „angemessenen Ausgleichs“ auf der Rechtsfolgen-
seite. Angesichts des überaus uneinheitlichen Vorgehens 
der Wasserwirtschaftsverwaltungen der Länder bei der 
räumlichen Unterschutzstellung 24 und der nach § 51 Abs. 2 

WHG an den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zu orientierenden und damit faktisch in weiten Teilen auf 
privatem Regelwerk fußenden 25 inhaltlichen Ausgestaltung 
der verschiedenen Schutzgebiete ist vielmehr im Gegen-
teil nicht auszuschließen, dass gerade diese rechtlich nur 
unzureichend gesteuerten finanziellen Kompensationen im 
Ergebnis auch zu einer Erhöhung wettbewerblicher Un-
gleichheit beitragen können. Erst recht kann dies bei ei-
ner grenzüberschreitenden Betrachtung abhängig davon 
gelten, ob und ggfs. wie andere Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union in vergleichbaren Konstellationen mit 
wirtschaftlichen Instrumenten verfahren, sodass eine ab-
schließende Bewertung allein nach einer an dieser Stelle 
naturgemäß nicht zu leistenden belastbaren rechtsverglei-
chenden Sichtung der einschlägigen nationalen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften im Binnenmarkt möglich ist. 
Vor diesem Hintergrund lassen sich nachstehend lediglich 
die grundsätzlichen Vorgaben des unionsrechtlichen Bei-
hilfeverbots für die Bewertung des wasserhaushaltsgesetz-
lichen Ausgleichsanspruchs skizzieren.

3.2 Anwendbarkeit
3.2.1 Landwirtschaftsklausel, Art. 42 AEUV

Da das Beihilfeverbot des Art.  107 Abs.  1 AEUV aus-
drücklich unter dem Vorbehalt abweichender Regelungen 
in den Verträgen steht, ist zunächst seine grundsätzliche 
Anwendbarkeit im Bereich der Landwirtschaft zu klären. 
Hierzu bestimmt Art. 42 AEUV, dass das Kapitel über die 
Wettbewerbsregeln und damit auch Art.  107 AEUV auf 
die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und den 
zugehörigen Handel nur nach positiver Entscheidung des 
Europäischen Parlaments und des Rats im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik nach Art.  39 AEUV Anwen-
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dung findet. Art. 211 Abs. 1 VO (EU) 1308/2013 26 ordnet 
insoweit die grundsätzliche Geltung der Art. 107 bis 109 
AEUV auch für landwirtschaftliche Produktion und land-
wirtschaftlichen Handel an. 27 Die in Art. 211 Abs. 2 lit. b) 
i. V. mit den Art.  213 bis 218 VO (EU) 1308/2013 for-
mulierten Ausnahmen können allerdings in der Bundesre-
publik das allgemeine Beihilfeverbot zumindest teilweise 28 
suspendieren. Daneben ist in diesem Zusammenhang auf 
die auf der Grundlage des Art.  108 Abs.  4 AEUV erlas-
sene De-minimis-Regelung der Kommission 29 hinzuwei-
sen, die geringfügige staatliche Zuwendungen 30 zwar nicht 
von der Geltung des Beihilfeverbots, aber immerhin von 
der Notifikationsverpflichtung des Art. 108 Abs. 3 AEUV 
ausnimmt 31.

3.2.2 Mitgliedstaatliche Eigentumsordnung, Art. 345 AEUV

Sodann bestimmt die praktisch eher wenig relevante 32 Re-
gelung des Art. 345 AEUV, dass die Verträge die Eigen-
tumsordnung in den verschiedenen Mitgliedstaaten un-
berührt lassen. Diese als Kernelement der europäischen 
Wirtschaftsverfassung 33 gedachte Sicherung nationaler Ge-
staltungsspielräume zielt nicht nur darauf ab, den Mitglied-
staaten die Entscheidung über die Privatisierung und Ver-
staatlichung von Unternehmen zu belassen, sondern sichert 
zugleich die jeweilige mitgliedstaatliche Ausgestaltung des 
Eigentums vor europäischem Zugriff  34, wobei freilich bei 
der nationalen Normauslegung ihrerseits auf die Interessen 
der europäischen Integration Rücksicht zu nehmen ist 35.

In diesem Zusammenhang ist zunächst streitig, ob der 
Begriff der Eigentumsordnung i. S. des Art.  345 AEUV 
eng zu fassen ist und lediglich die diskriminierungsfreie 
Zuordnung des Eigentums zwischen öffentlichen und pri-
vaten Trägern erfasst 36 oder darüber hinaus alle nationa-
len Vorschriften über Zuordnung, Inhalt und Schranken 
des Eigentums 37. Soweit nun in dem hier interessieren-
den Zusammenhang auf der Grundlage der weiten Auf-
fassung vertreten wird, der Ausgleichsanspruch nach § 52 
Abs. 5 WHG unterfalle als nur einfach-gesetzliche Ausge-
staltung von Inhalt und Schranken des Eigentums der von 
Art.  345 AEUV geschützten mitgliedstaatlichen Gestal-
tungsfreiheit und sei so vom Beihilfeverbot ausgenommen, 
weil der Wortlaut des Unionsrechts eben nicht auf die al-
lein verfassungsrechtliche 38 Ausgestaltung der Eigentums-
ordnung der Mitgliedstaaten begrenzt sei 39, droht damit je-
doch nicht nur den wettbewerbsrechtlichen Regelungen 
des europäischen Primärrechts die Gefahr einer Aushöh-
lung oder Umgehung durch einfaches mitgliedstaatliches 
Recht. Dies gilt hier umso mehr, als der hochabstrakte 
bundesgesetzliche Ausgleichsanspruch wie gesehen nicht 
schon als solcher vollzugsfähig ist, sondern die ausgleichs-
begründende Anspruchsvoraussetzung der Beschränkung 
der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft und da-
mit zugleich der mögliche Konflikt mit dem europäischen 
Primärrecht im einzelnen Fall maßgeblich von der kon-
kreten verordnungsrechtlichen Ausgestaltung der Anforde-
rungen nach § 51 Abs. 1 S. 1 WHG, auch in Verbindung 
mit dem jeweiligen privaten Regelwerk in seiner verwal-
tungsgerichtlichen Handhabung, 40 abhängt. Auch wenn 
eine Rechtsverordnung grundsätzlich als zureichende ma-
terielle gesetzliche Bestimmung von Inhalt und Schranken 
des grundgesetzlich geschützten Eigentums anzusehen ist, 41 
obläge so jedoch die Entscheidung über die Anwendbar-
keit des Art. 107 AEUV letztlich den hierfür regelmäßig 
zuständigen Mittel- und Oberbehörden der Wasserwirt-
schaftsverwaltung der Länder, die über die Ausgestaltung 
der Schutzgebietsbeschränkungen und damit zugleich über 
die Reichweite der Eigentumsordnung i. S. des Art.  345 
AEUV verbindlich befinden. Damit aber droht eine prak-
tisch nur schwer zureichend eingrenzbare Suspendierung 
der primärrechtlichen Wettbewerbsregeln. Nicht weiter-
führend ist in diesem Zusammenhang auch der Ansatz, zur 
Vermeidung einer solchen unzulässigen Überdehnung des 

Art. 345 AEUV als Rechtfertigungsgrund für Vertragsver-
letzungen 42 danach zu fragen, ob die Ausgleichszahlungen 
geeignet sind, i. S. des Beihilfeverbots den Wettbewerb zu 
verfälschen 43, da so auf dem Weg einer systematisch unstatt-
haften petitio principii die Prüfung einer tatbestandlichen 
Voraussetzung des Art.  107 Abs.  1 AEUV zum Maßstab 
der systematisch vorgelagerten Beurteilung der Anwend-
barkeit der Norm nach Art. 345 AEUV gemacht wird. Die 
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fert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  345 AEUV Rdnr.  1; Wernicke, 
in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art.  345 AEUV 
Rdnr. 4.

34)	Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 345 Rdnr. 2 f.; 
Wernicke, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 345 
Rdnr. 4.

35)	Wernicke, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 345 
Rdnr. 4: „Optimierungsgebot“.

36)	So z. B. Kühling, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  345 
Rdnr. 13 ff.; Kingreen, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 345 Rdnr. 10; Pießkalla, EuZW 2008, S. 199, 201 ff., 203; 
Voland, EuR 2014, S. 237, 244 unter Hinweis auf EuGH, EnWZ 
2013, 550.

37)	So z. B. Hatje, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, 4.  Aufl. 
2019, Art. 345 AEUV Rdnr. 2; Storr, EuZW 2007, S. 232, 235; 
Wernicke, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 345 
AEUV Rdnr. 12.

38)	In diesem Sinn aber auch Vertreter des grundsätzlichen weiten 
Verständnisses von Art. 345 AEUV, Storr, EuZW 2007, 232, 235; 
Wernicke, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 345 
AEUV Rdnr. 9 unter Hinweis auf die Verpflichtung der Union 
zur Achtung der grundlegenden politischen und verfassungsmä-
ßigen Strukturen der Mitgliedstaaten nach Art. 4 Abs. 2 EUV.

39)	Härtel, ZUR 2001, 380, 384 f.
40)	Z. B. OVG Bautzen, Urt. v. 8. 12. 1993 – 1 S 143/92, ZfW 1995, 

S. 41, 45; OVG Koblenz, Urt. v. 14. 8. 1997 – 1 C 11152/96, ZfW 
1999, S. 107, 111.

41)	 Depenheuer/Froese, in: von Mangoldt/Klein/Starck, Grundge-
setz, Kommentar, Bd. 1, 7. Aufl. 2018, Art. 14 Rdnr. 224; Pa-
pier/Shirvani, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, Kommen-
tar, Stand: 95. Lfg. 2021, Art. 14 Rdnr. 418; Wieland, in: Dreier 
(Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. I, 3. Aufl. 2013, Art. 14 
Rdnr. 103.

42)	EuGH, EuZW 2010, S. 701, 705 Rdnr. 64; Kühling, in: Streinz 
(Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 345 Rdnr. 6; Wernicke, in: Grabitz/
Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 345 Rdnr. 11.

43)	So Härtel, ZUR 2001, S. 380, 385.



primärrechtlich gewährte Unberührtheit der mitgliedstaat-
lichen Eigentumsordnungen steht damit einer Geltung des 
Beihilfeverbots für Ausgleichszahlungen in Wasserschutz-
gebieten nicht entgegen.

3.3 Tatbestandliche Voraussetzungen
3.3.1 Beihilfebegriff

Art.  107 Abs.  1 AEUV erfasst allein solche Beihilfen, die 
eine Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produk-
tionszweige beinhalten. Zu Grunde zu legen ist ein weiter 
Beihilfebegriff („gleich welcher Art“), der jede vorteilhafte 
Leistung für das berechtigte Unternehmen erfasst. 44 Indem 
§ 99 S. 1 WHG bestimmt, dass der Ausgleich nach § 52 Abs. 5 
WHG „in Geld“ zu leisten ist, ist zunächst eine unmittelbare 
Zuwendung an den Anspruchsteller ohne weiteres anzu-
nehmen. Problematisch ist hingegen, ob dieser Leistungsan-
spruch angesichts des gesetzlich beabsichtigten bloßen Nach-
teilsausgleichs 45 zugleich eine unionsrechtlich problematische 
Beihilfe oder lediglich eine Korrektur schutzgebietsrecht-
lich bedingter Ungleichheiten beinhaltet. Maßgeblich für 
die Annahme einer Begünstigung ist dabei nicht das mit der 
Förderungsregelung verfolgte legislatorische Ziel, sondern 
vielmehr deren tatsächliche Wirkung. 46 Grundsätzlich liegt 
danach eine Begünstigung i. S. des Art. 107 Abs. 1 AEUV 
immer dann vor, wenn der Leistungsempfänger keine äqui-
valente, marktübliche Gegenleistung schuldet. 47

Nach der Auffassung des rheinland-pfälzischen Verfas-
sungsgerichtshofs 48 war die die damalige Rahmenregelung 
des § 19 Abs.  4 WHG a. F. ausfüllende landesrechtliche 
Ausgleichsregelung für Wasserschutzgebiete „ersichtlich“ 
nicht als Subventionierung der Landwirtschaft zu verste-
hen, sondern als „flankierende Maßnahme“ bei der Sicher-
stellung der den Kommunen obliegenden Aufgabe der öf-
fentlichen Wasserversorgung. 49 Anlass zu einer näheren 
Auseinandersetzung mit dem europäischen Beihilfeverbot 
gab der zu entscheidende Fall allerdings nicht. Mit dieser 
Argumentation wird freilich irreführend ein inhaltlicher 
Gegensatz insinuiert, der in der Sache nicht verfängt. Denn 
allein ein dem Gemeinwohl verpflichteter Zweck einer öf-
fentlichen Unterstützungszahlung (Wasserversorgung oder 
Gewässerschutz) an bestimmte Wirtschaftszweige schließt 
noch nicht zwingend aus, dass die Leistung zugleich auch 
als Subvention wirkt. Das Landesverfassungsgericht sucht 
sodann diesen Widerspruch im Ansatz zutreffend mit dem 
Merkmal des Ausgleichs aufzulösen, indem es einen Sub-
ventionierungseffekt dann annimmt, wenn den Land- und 
Forstwirten eine Leistung zuflösse, die eben nicht mehr als 
ein solcher bloßer Ausgleich anzusehen wäre. 50 Damit wird 
der Weg in eine differenzierende Betrachtung gewiesen, 
die sich nicht auf eine pauschale Befundung der deutschen 
Ausgleichsregelung als entweder unionsrechtskonform 
oder unionsrechtswidrig beschränkt. Die Koblenzer Ent-
scheidung 51 taugt damit nicht zum Beleg einer Vereinbar-
keit des § 52 Abs. 5 WHG mit dem europäischen Recht 52, 
sondern steht beihilferechtlichen Bedenken gerade nicht im 
Weg 53. Maßgeblich ist mithin die konkrete Bewertung der 
jeweiligen verordnungsrechtlichen Schutzgebietsfestset-
zungen und der darauf beruhenden Ausgleichszahlungen 
an die Betroffenen.

Soweit nun in diesem Zusammenhang beispielsweise 
ausgleichspflichtige Nutzungsbeschränkungen in Wasser-
schutzgebieten als legitimes Mittel zur Förderung der Er-
reichung verbindlicher richtlinienrechtlicher Ziele zum 
Schutz des Trinkwassers und der Gewässer vor Nitrat-
belastung angeführt werden, 54 droht dies die Grenzen 
zwischen grundsätzlich gerechtfertigter Kompensation 
außergewöhnlicher Belastungen und grundsätzlich un-
gerechtfertigter Honorierung der bloßen Beachtung all-
gemeiner rechtlicher Vorgaben untunlich zu verwischen. 
Denn sowohl im Trinkwasser- 55 als auch im Gewässer-
schutzrecht 56 gilt ein einheitlicher allgemeiner Grenzwert 

für Nitrat in Höhe von 50 mg/​l. Konkrete Beschränkungen 
der wirtschaftlichen Bodennutzung, die lediglich der Über-
schreitung dieses rechtsverbindlichen Werts entgegenzu-
wirken suchen, zielen daher auf die für die Betriebe auch 
unabhängig davon geltenden allgemeinen wasserrechtli-
chen Anforderungen und erfüllen so schon nicht den Tat-
bestand der erhöhten Anforderungen an die ordnungsge-
mäße Land- und Forstwirtschaft i. S. des § 52 Abs. 5 WHG. 
In dieser Gewährung eines monetären Ausgleichs für ledig-
lich rechtskonformes Wirtschaften liegt mithin eine Be-
günstigung i. S. des Art. 107 Abs. 1 AEUV, weil das auch 
unabhängig hiervon zu einem solchen Verhalten verpflich-
tete 57 Unternehmen die Leistung unter marktüblichen Be-
dingungen gerade nicht erhalten hätte 58. Der zusätzliche 
Hinweis, dass die Aufbereitungskosten für Trinkwasser 
umso geringer ausfallen, je niedriger der Nitratgehalt des 
Rohwassers ist, 59 übersieht schließlich, dass in Wasserge-
bühr und Wasserpreis nicht allein die Aufbereitung, son-
dern auch die dem Versorger als dem nach §§ 99 S. 2, 97 
S. 1 WHG von der Schutzgebietsfestsetzung Begünstigten 
zu tragenden Kompensationskosten nach § 52 Abs. 5 WHG 
einzukalkulieren sind. Eine Ausgleichszahlung wäre hier 
in Ansehung der unionsrechtlichen Vorgaben gerade nicht 
durch erhöhte Anforderungen gerechtfertigt und verstieße 
daher gegen Art. 107 Abs. 1 AEUV.

Anderes gilt beispielsweise für solche Schutzgebietsfest-
setzungen, mit denen an einem Standort bestimmte land- 
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44)	Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
Rdnr. 11; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 9. Aufl. 
2021, § 21 Rdnr. 6; von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 30.

45)	BT-Drs. 10/5727, S. 33 ff.
46)	EuGH, Urt. v. 2. 7. 1974, 173/73, BeckRS 2004, 719689, 

Rdnr.  26/28; von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettes-
heim, Recht der EU, Art. 107 AEUV Rdnr. 46.

47)	Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
Rdnr.  11; Kühling, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
Rdnr.  28; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 21 
Rdnr.  6; von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 
Recht der EU, Art. 107 AEUV Rdnr. 46 ff.

48)	VerfGH Rh.-Pf., Urt. v. 18. 3. 1992 – VGH 2/91, ZfW 1993, 
S. 23, 25; dem folgend BGH, Urt. v. 14. 5. 1998 – III ZR 286/97, 
BGHZ 138, 395, 397 f.

49)	Ebenso Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 52 
Rdnr.  115; Hünnekens, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
§ 52 Abs. 2 WHG Rdnr. 62.

50)	VerfGH Rh.-Pf., Urt. v. 18. 3. 1992 – VGH 2/91, ZfW 1993, 
S. 23, 25 f.

51)	 Dasselbe gilt für das Urteil BGH, Urt. v. 14. 5. 1998 – III ZR 
286/97, BGHZ 138, 395, das sich ohne ergänzende Argumenta-
tion auf die rheinland-pfälzische Entscheidung beruft.

52)	Ebenso Cosack, ZfW 2008, S. 61, 72; abw. Gößl, in: Sieder/Zeit-
ler/Dahme/Knopp, WHG, § 52 Rdnr. 115; Hünnekens, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, § 52 WHG Rdnr. 62.

53)	Cosack, ZfW 2008, S. 61, 71 ff.; Czychowski/Reinhardt, WHG, § 52 
Rdnr. 93; König, NVwZ 1999, S. 382, 384; Ormond, in: Schink/
Fellenberg (Hrsg.), WHG, § 52 Rdnr. 62; Pietzcker, NVwZ 1991, 
S. 418, 423; ebenso Kotulla, WHG, § 52 Rdnr. 38 unter allgemei-
nem Hinweis auf eine mögliche Rechtfertigung nach Art. 107 
Abs. 3 lit. c) AEUV.

54)	So Härtel, ZUR 2001, S. 380, 386.
55)	Anl. 2 Teil I Nr. 9 zu § 6 Abs. 2 TrinkwV; Anh. I Teil B zu Art. 5 

Abs. 1 Richtlinie 2020/2184/EU (Trinkwasserrichtlinie).
56)	Anl. 2 zu § 7 Abs. 2 Nr. 1 GrwV; Anh. I A 2 zu Art. 3 Abs. 1 

Richtlinie 91/676/EWG (Nitratrichtlinie); Anh.  1 Nr.  1 zu 
Art. 4 Richtlinie 2006/118/EG (Grundwasserrichtlinie).

57)	Oben 2.
58)	Sog. private-investor-test; dazu allgem. Cremer, in: Calliess/Ruf-

fert, EUV/AEUV, Art. 107 AEUV Rdnr. 12 ff.; Oppermann/Clas-
sen/Nettesheim, Europarecht, § 21 Rdnr. 6; von Wallenberg/Schütte, 
in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art.  107 AEUV 
Rdnr. 46; aus wasserrechtlicher Sicht Cosack, ZfW 2008, S. 61, 
73; Kolkmann, Die EG-Trinkwasserrichtlinie, 1991, S. 357 ff.

59)	Härtel, ZUR 2001, S. 380, 386.



und forstwirtschaftliche Betriebsformen, die Errichtung 
von Anlagen oder die Lagerung einzelner wassergefähr-
dender Stoffe wie Silagesickersäfte, Gülle oder Dünge-
mittel untersagt werden. 60 Werden solche nach geltendem 
Wasserrecht grundsätzlich zulässige Verhaltensweisen und 
Zustände nach § 51 Abs. 1 WHG auf einer Betriebsfläche 
verordnungsrechtlich ausgeschlossen, weil der verfolgte 
Zweck des Trinkwasserschutzes mit dem Instrumentarium 
des allgemeinen Wasserrechts nicht erreicht werden kann, 61 
so kann dies auch einen verfassungsrechtlich nicht gebo-
tenen Billigkeitsausgleich für die Betroffenen als beihilfe-
rechtlich unbedenklichen reinen Nachteilsausgleich recht-
fertigen.

Die Prüfung des primärrechtlichen Beihilfebegriffs er-
fordert daher eine differenzierende Bewertung der konkre-
ten Anordnungen und deren Auswirkungen auf die betrof-
fenen Betriebe im jeweiligen Schutzgebiet, wobei mit Blick 
auf den Ausnahmecharakter des § 52 Abs. 5 WHG syste-
matisch auf eine enge Auslegung der Norm zu achten ist. 62

3.3.2 Staatliche Gewährung

Das Verbot des Art. 107 Abs. 1 AEUV gilt sodann allein 
für staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Bei-
hilfen. Während dieses Kriterium bei einer unmittelba-
ren Leistung durch das Land wie nach § 45 Abs.  3 WG 
BW ohne weiteres erfüllt ist, werden die sog. dezentra-
len Lösungen uneinheitlich bewertet. Gemäß §§ 99 S.  2, 
97 S.  1 WHG sind grundsätzlich die Träger der öffent-
lichen Wasserversorgung zur Ausgleichsleistung nach § 52 
Abs. 5 WHG als von der Schutzgebietsfestsetzung Begüns-
tigte verpflichtet. 63 Als Aufgabe der Daseinsvorsorge 64 ist 
die öffentliche Wasserversorgung regelmäßig landesgesetz-
lich den Kommunen zugewiesen 65. Auch wenn diesen ge-
mäß Art. 28 Abs. 2 GG im Rahmen ihrer Selbstverwal-
tungsgarantie eine gewisse Eigenständigkeit gewährt ist, 
sind sie keine vom Staat unabhängigen oder distanzierten 
Einrichtungen, 66 sondern als Körperschaften des öffentli-
chen Rechts verfassungsrechtlich in den Staatsaufbau inte-
griert 67. Dadurch sind sie i. S. der Begrifflichkeit des Euro-
päischen Gerichtshofs zu Art. 107 AEUV eine „vom Staat 
errichtete öffentliche Einrichtung“ 68. Dies gilt auch im Fall 
der angesichts der diversifizierten Organisationsstrukturen 
der öffentlichen Wasserversorgung in der Bundesrepublik 69 
verbreiteten Ausgleichsleistung durch ein kommunales Un-
ternehmen, soweit die Entscheidung auf staatlicher Ein-
flussnahme beruht 70. Da die Träger der Wasserversorgung 
mit der Ausgleichszahlung an Land- und Forstwirtschaft 
aber keine eigenständige unternehmerische Entscheidung 
treffen, sondern lediglich der gesetzlichen Regelung der 
§§ 52 Abs.  5, 99 S.  2, 97 S.  1 WHG nachkommen, be-
stehen insoweit keine Bedenken. 71 Abweichendes kann al-
lerdings für den Fall freiwilliger Kooperationen zwischen 
Wasserwirtschaft und Landwirtschaft gelten, soweit diese 
über die aus § 52 Abs. 5 WHG konkret deduzierbare recht-
liche Pflichtigkeit hinausgehen und nicht auf einer tragfä-
higen Entscheidung der gesetzlich versorgungspflichtigen 
Kommune beruhen; gegebenenfalls werden so zudem ge-
bühren- und preisrechtliche Weiterungen provoziert.

3.3.3 Tatsächliche oder drohende Wettbewerbsverfälschung

Die Voraussetzung einer durch die staatliche Leistung ob-
jektiv bewirkten 72 tatsächlichen oder drohenden Wettbe-
werbsverfälschung meint eine Veränderung der Marktlage 
für das begünstigte Unternehmen durch die staatliche Zu-
wendung 73. Erforderlich ist damit die nähere Untersuchung 
des Markts, auf den sich der Ausgleich auswirkt und der 
Veränderung der Stellung des Berechtigten im Verhältnis 
zu seinen Konkurrenten. 74 Wie gezeigt 75 liegt der Rege-
lungszweck des § 52 Abs.  5 WHG in einem ebensolchen 
Eingriff in den Wettbewerb zwischen Betrieben innerhalb 
und außerhalb des Wasserschutzgebiets, sodass durch die 
Begünstigung der Berechtigten eine tatsächliche Verfäl-

schung regelmäßig anzunehmen ist, wenn und soweit die 
Leistung über den reinen Nachteilsausgleich zur Schaffung 
flächendeckend gleicher Wettbewerbsbedingungen hinaus-
reicht. Vor allem im Fall pauschaler Ausgleichsleistungen 
ohne Bezug zu einer zureichend gerechtfertigten konkre-
ten Schutzanordnung besteht also regelmäßig die Gefahr 
einer tatbestandlichen Wettbewerbsverfälschung. 76 Un-
erlässlich für die abschließende rechtliche Beurteilung ist 
dabei jedenfalls die Verifizierung der tatsächlichen oder 
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§ 51 Rdnr. 4.

62)	BGH, Urt. v. 14. 5. 1998 – III ZR 286/97, BGHZ 138, 395, 
398; Breuer/Gärditz, Öffentliches und privates Wasserrecht, 
Rdnr. 1121; Czychowski/Reinhardt, WHG, § 52 Rdnr. 92; Hün-
nekens, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 52 WHG 
Rdnr. 60.

63)	OVG Münster, Urt. v. 22. 3. 1990 – 20 A 2600/88, ZfW 1991, 
S. 50, 51 f.; Czychowski/Reinhardt, WHG, § 52 Rdnr. 125; Gößl, 
in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 52 Rdnr. 129; Hünne-
kens, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 52 WHG Rdnr. 73; 
Ormond, in: Schink/Fellenberg (Hrsg.), WHG, § 52 Rdnr. 73.

64)	Jarass, DÖV 2002, S. 489, 497; Mehde, in: Dürig/Herzog/Scholz, 
GG, Art. 28 Abs. 2 Rdnr. 93; Schwarz, in: von Mangoldt/Klein/
Starck, GG, Art. 28 Rdnr. 208.

65)	Z. B. § 48 Abs. 1 LWG Rh.-Pf.
66)	BVerfG, Beschl. v. 7. 6. 1977 – 1 BvR 108 u. a., BVerfGE 45, 

63, 79; BVerfG, Beschl. v. 8. 7. 1982 – 2 BvR 1187/80, BVerfGE 
61, 82, 103; Huber, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 19 
Rdnr.  250; Remmert, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art.  19 
Abs. 3 Rdnr. 46.

67)	BVerfG, Urt. v. 24. 7. 1979 – 2 BvK 1/78, BVerfGE 52, 95, 
111 f.; BVerfG, Beschl. v. 23. 11. 1988 – 2 BvR 1619/83 u. a., 
BVerfGE 79, 127, 148 f.; Dreier, in: Dreier (Hrsg.), GG, Art. 28 
Rdnr. 98; Mehde, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Art. 28 Abs. 2 
Rdnr. 11; Schwarz, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 28 
Rdnr. 142, 160.

68)	EuGH, Urt. v. 13. 3. 2001 – C-379/98, EuZW 2001, S.  242, 
245 f.; Bleckmann, NVwZ 1990, S. 820, 821; Cremer, in: Calliess/
Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 107 AEUV Rdnr. 32 f.; Op-
permann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 21 Rdnr. 7; von Wal-
lenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, 
Art. 107 AEUV Rdnr. 33.

69)	Dazu z. B. ATV, BDEW, DBWV, DVGW, DWA, VKU (Hrsg.), 
Branchenbild der Deutschen Wasserwirtschaft 2020, S. 33.

70)	EuGH, Urt. v. 16. 5. 2002 – C-482/99, EuZW 2002, S. 468, 472 
Rdnr.  52 f.; Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 107 AEUV Rdnr. 34; Schroeder, EuZW 2015, S. 207, 209 f.; 
von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der 
EU, Art. 107 Rdnr. 35.

71)	 Bleckmann, NVwZ 1990, S. 820, 821; Cosack, ZfW 2008, S. 61, 
72; a. A. Härtel, ZUR 2001, S. 380, 383, die bei Ausgleichsleis-
tung durch eine in öffentlicher Hand befindliche Kapitalgesell-
schaft (formelle Privatisierung) das Vorliegen einer staatlichen 
Beihilfe verneint und so im Widerspruch zur Zielsetzung des 
Art. 107 AEUV die Möglichkeit einer unzulässigen Umgehung 
des Verbots durch die freie gemeindliche Organisationsentschei-
dung in Kauf nimmt.

72)	EuGH, Urt. v. 8. 9. 2011 – C-279/08, BeckRS 2011, 81309, 
Rdnr.  75 ff.; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 21 
Rdnr. 11.

73)	Cosack, ZfW 2008, S. 61, 73; Oppermann/Classen/Nettesheim, 
Europarecht, § 21 Rdnr. 11.

74)	 Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
AEUV Rdnr. 35; von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Recht der EU, Art. 107 AEUV Rdnr. 66 ff.

75)	Oben 2. unter Hinweis auf BT-Drs. 10/5727, S. 35.
76)	Ebenso Cosack, ZfW 2008, S. 61, 73; Härtel, ZUR 2001, S. 380, 

385.



möglichen Auswirkungen auf den Wettbewerb durch die 
konkrete Schutzgebiets- und Ausgleichsregelung in Ver-
bindung mit dem Umfang der Ausgleichsleistung.

3.3.4 Beeinträchtigung des Handels  
zwischen den Mitgliedstaaten

Im Grund dasselbe gilt schließlich für das durch Art. 107 
Abs. 1 AEUV geforderte Kriterium der Beeinträchtigung 
des Handels zwischen den Mitgliedstaaten, das eine Pro-
gnose der Auswirkungen der staatlichen Beihilfe auf den 
europäischen Binnenmarkt voraussetzt. Das Merkmal spie-
gelt die grenzüberschreitende Relevanz des Beihilfever-
bots, sei es, dass der begünstigte Betrieb Waren in das eu-
ropäische Ausland exportiert, sei es, dass er auf heimischem 
Markt mit importierten Produkten konkurriert. 77 Ausrei-
chend ist dabei bereits, wenn der Vorteil künftige Auswir-
kungen auf den zwischenstaatlichen Handel als möglich 
erscheinen lässt. 78 Mit Blick auf die faktische Zurückdrän-
gung ausschließlich nationaler Märkte auch und gerade im 
Bereich landwirtschaftlicher Produkte wird dieses primär-
rechtliche Erfordernis im Fall der staatlichen Unterstüt-
zung der heimischen Wirtschaft nur noch ausnahmsweise 
zu einer Unanwendbarkeit des Beihilfeverbots führen. 79

3.4 Ausnahmen
3.4.1 Allgemeines

Soweit im einzelnen Fall eine Ausgleichszahlung nach § 52 
Abs. 5 WHG über eine bloße Nachteilskompensation hi-
nausgeht und so mit dem europäischen Beihilfeverbot 
grundsätzlich unvereinbar ist, stellt sich die Frage nach der 
Möglichkeit einer Rechtfertigung der Subventionierung 
nach den Ausnahmebestimmungen des Art. 107 Abs. 2, 3 
AEUV. Dabei können die Legalausnahmen nach Art. 107 
Abs. 2 AEUV im Folgenden außer Betracht bleiben, da sie 
in den hier relevanten Sachverhaltskonstellationen regel-
mäßig schon tatbestandlich nicht erfüllt sein dürften. Al-
lenfalls zu erwägen wäre eine Rechtfertigung als Folge der 
deutschen Teilung nach Art. 107 Abs. 2 lit. c) AEUV. Dem 
steht indes entgegen, dass die Ausgleichsleistungen nach 
§ 52 Abs. 5 WHG unabhängig von der Verortung der Be-
triebe in den neuen oder alten Bundesländern gewährt wer-
den und auch ein sachlicher Zusammenhang mit etwaigen 
wirtschaftlichen Nachteilen nach der Wiedervereinigung 
nicht besteht. Zudem ist die Ausnahmebestimmung nach 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs grund-
sätzlich eng auszulegen 80 und wird mittlerweile überwie-
gend als praktisch bedeutungslos angesehen 81.

Daneben können Beihilfen nach Art. 107 Abs. 3 AEUV 
als im einzelnen Fall mit dem Binnenmarkt vereinbar er-
klärt werden. Unter den verschiedenen Befreiungsvarian-
ten, die der zuständigen Kommission regelmäßig ein wei-
tes, nur begrenzt justitiables Ermessen einräumen, 82 kann 
sich eine Zulässigkeit der wasserhaushaltsgesetzlichen Aus-
gleichsregelung für Land- und Forstwirtschaft möglicher-
weise aus Art. 107 Abs. 3 lit. c) Alt. 1 AEUV 83 in der Form 
der Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschafts-
zweige 84 ergeben 85. Hierzu hat die Kommission generell-
abstrakte Regeln in der Form sekundären Unionsrechts 
oder nicht-normativer Vollzugsleitlinien formuliert, mit 
denen die Entscheidung über die Vereinbarkeit einzelner 
staatlicher Beihilfen mit Art. 107 Abs. 1 AEUV operationa-
lisiert wird. 86 Geboten ist damit die Prüfung der jeweiligen 
ausgleichsbegründenden Schutzgebietsfestsetzungen insbe-
sondere am Maßstab der nachstehend im Überblick darge-
stellten Regelungen. 87

3.4.2 Ausnahmen nach Art. 107 Abs. 3 lit. c) AEUV
3.4.2.1 Gruppenfreistellungsverordnung
Mit der sog. Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung 88 hat die Kommission Anforderungen an die allge-
meine Vereinbarkeit bestimmter sektoraler, regionaler und 

horizontaler Beihilfen mit dem Binnenmarkt und die Frei-
stellung von der Notifikationspflicht nach Art. 108 Abs. 3 
AEUV formuliert 89. Vorausgesetzt wird dazu nach Art. 3 
AGVO, dass die allgemeinen Vorgaben des Kapitels  I so-
wie die für die betreffende Beihilfegruppe geltenden Kri-
terien nach Kapitel III erfüllt werden. 90 Gefordert wird hier 
neben den Anmeldeschwellen des Art. 4 AGVO und den 
Publizitätspflichten des Art. 9 AGVO 91 insbesondere auch 
nach Art. 6 Nr. 1 AGVO, dass die Beihilfe einen Anreiz-
effekt hat, den der Beihilfeempfänger unter näherer Be-
zeichnung des begünstigten Vorhabens oder des begünstig-
ten Verhaltens auf dem Antragsweg darzutun hat 92. Soweit 
eine Schutzgebietsverordnung Verbote für grundsätz-
lich wasserrechtskonforme Tätigkeiten ausspricht, 93 fehlt 
es schon deswegen an einem Anreiz, weil der betroffene 
Land- oder Forstwirt ohnehin rechtlich zur Befolgung der 
entsprechenden Anordnungen verpflichtet ist. Damit fällt 
schon in struktureller Hinsicht schwer, einen mit Art. 107 
Abs.  1 AEUV konfligierenden Ausgleichsanspruch nach 
§ 52 Abs. 5 WHG mit den Vorgaben der Gruppenfreistel-
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77)	EuGH, Urt. v. 17. 6. 1999 – C-75/97, EuZW 1999, S. 534, 537 
Rdnr.  47; Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 107 AEUV Rdnr. 42; Oppermann/Classen/Nettesheim, Euro-
parecht, § 21 Rdnr. 12.

78)	EuGH, Urt. v. 17. 9. 1980 – C-730/79, BeckRS 2004, 73614, 
Rdnr.  11; Koenig/Förtsch, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 107 AUEV Rdnr. 111.

79)	So Koenig/Förtsch, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
AUEV Rdnr. 109; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 
§ 21 Rdnr. 12.

80)	EuGH, Urt. v. 30. 9. 2003 – C-57/00 P, BeckRS 2004, 77572 
Rdnr. 23: Entstehung der Benachteiligung durch „Isolierung auf 
Grund der Errichtung einer physischen Grenze“.

81)	 Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
AEUV Rdnr. 49; von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Recht der EU, Art. 107 AEUV Rdnr. 146; Wernicke, 
EuZW 2000, S. 127, 128; s. auch Schütterle, EuZW 1994, S. 715, 
717.

82)	EuGH, Urt. v. 12. 12. 2002 – C-456/00, BeckRS 2004, 77345, 
Rdnr.  41; Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 107 AEUV Rdnr. 51; Kühling/Rüchardt, in: Streinz (Hrsg.), 
EUV/AEUV, Art.  107 Rdnr.  121; von Wallenberg/Schütte, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 155.

83)	Zur begrenzten Bedeutung des Art. 107 Abs. 3 lit. b) AEUV für 
die Förderung umweltbezogener Vorhaben s. Kühling/Rüchardt, 
in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 107 Rdnr. 134.

84)	Dagegen fallen die nach § 51 Abs. 1 WHG geschützten Flächen 
nicht unter das weitere Merkmal der „Wirtschaftsgebiete“ i. S. 
des Art. 107 Abs. 3 lit. c) AEUV.

85)	Ebenso Kotulla, WHG, § 52 Rdnr. 38.
86)	Näher Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 107 

AEUV Rdnr. 3 f., 62; Kühling/Rüchardt, in: Streinz (Hrsg.), EUV/
AEUV, Art. 107 AEUV Rdnr. 124 ff.; von Wallenberg/Schütte, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 194.

87)	Zur De-minimis-Regelung nach VO (EU) 1408/2013 s. schon 
oben III. 2. a.

88)	Verordnung (EU) Nr. 651/2014 v. 17. 6. 2014 zur Feststellung der 
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Bin-
nenmarkt in Anwendung der Art. 107, 108 AEUV, ABl 2014 L 
187, S. 1 (AGVO).

89)	Art. 3 AGVO; dazu Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/
AEUV, Art. 107 AEUV Rdnr. 62; Kühling, in: Streinz (Hrsg.), 
EUV/AEUV, Art.  109 Rdnr.  8 ff.; von Wallenberg/Schütte, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der EU, Art.  108 AEUV 
Rdnr. 168 ff.

90)	Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
AEUV Rdnr. 69; Koenig/Paul, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 
Art. 109 AEUV Rdnr. 14 ff.

91)	 Koenig/Paul, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 109 AEUV 
Rdnr. 9.

92)	Näher Koenig/Paul, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  109 
AEUV Rdnr. 16; von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Recht der EU, Art. 108 AEUV Rdnr. 171.

93)	Oben 3.3.1.



lungsverordnung zu rechtfertigen. Überdies finden sich 
unter den speziellen Regelungen der Art.  13 ff. AGVO 
keine spezifischen Bestimmungen zum Schutz der öffent-
lichen Wasserversorgung i. S. der §§ 50 ff. WHG. Die für 
Umweltschutzbeihilfen geltenden Art. 36 bis 49 AGVO 94 
beziehen sich im Wesentlichen auf konkrete Investitions-
beihilfen, nicht aber auf allgemeine Kompensationen für 
betriebliche Beschränkungen auf Grund erhöhter rechtli-
cher Anforderungen an eine ordnungsgemäße Land- und 
Forstwirtschaft. Auch Art. 45 AGVO, der Investitionen in 
Maßnahmen zur Sanierung schadstoffbelasteter Standorte 
einschließlich des Zustands oberirdischer Gewässer oder 
des Grundwassers nach Art. 107 Abs. 3 AEUV vom Bei-
hilfeverbot ausnimmt, setzt ein konkretes förderungsfähi-
ges Vorhaben voraus. Zudem steht er nach Art. 45 Nr. 3 
AGVO unter dem ausdrücklichen Vorbehalt des Verursa-
cherprinzips nach Art. 191 Abs. 2 S. 2 AEUV 95 und greift 
mithin nur ein, wenn die für den sanierungsbedürftigen 
Zustand verantwortlichen Personen nicht bekannt sind 96.

3.4.2.2 Sektorale Freistellungen für Land- und Forstwirtschaft

Strukturell dasselbe Konzept verfolgt sodann die spezi-
elle Freistellungsverordnung für Beihilfen im Agrar- und 
Forstsektor. 97 Auch hier steht die Förderung bestimm-
ter Tätigkeiten und Vorhaben im Vordergrund, zu denen 
die als grundsätzlich vom Beihilfeverbot freigestellte Sub-
ventionierung anreizen soll, Art. 6 AGVO-AGRI. Zudem 
ist der Geltungsbereich der Verordnung nach Art. 1 Nr. 1 
lit.  a) bis d) AGVO-AGRI auf kleine und mittlere land-
wirtschaftliche Betriebe oder bestimmte Fördersituationen 
wie die Schadensbeseitigung nach Naturkatastrophen oder 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben beschränkt. Da-
gegen gilt gemäß Art. 1 Nr. 1 lit. e) AGVO-AGRI die Be-
schränkung auf kleine und mittlere Unternehmen nicht für 
den Forstsektor. 98

3.4.2.1 Leitlinien Klima-, Umweltschutz-  
und Energiebeihilfen

Unterhalb der rechtssatzförmlichen Freistellungsentschei-
dungen der Kommission gelten schließlich subsidiär 99 die 
Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Ener-
giebeihilfen 2022 100. Nr.  2.2 dieser Leitlinien listet zu-
nächst diejenigen Umweltschutz- und Energiemaßnahmen 
auf, deren Förderung unter bestimmten Voraussetzungen 
mit Art. 107 Abs. 3 lit. c) AEUV vereinbar sein kann. Vor-
nehmlich zielen die Regelungen auf die im Rahmen der 
wasserhaushaltsgesetzlichen Schutzgebietsfestsetzung prak-
tisch nachrangige Reduktion der Kohlenstoffemissionen im 
Interesse des Klimaschutzes. 101 Allerdings können durchaus 
auch einzelne Maßnahmen zu Vermeidung oder Verringe-
rung von nicht durch Treibhausgase bedingter Umweltver-
schmutzung nach Nr. 2.2 lit.  f ) oder Sanierungsmaßnah-
men nach Nr. 2.2 lit. g) der Leitlinien grundsätzlich auch 
durch Schutzgebietsanordnungen nach § 52 WHG veran-
lasst sein. Wie in den zuvor erwähnten Freistellungsverord-
nungen wird aber auch hier in Nr. 3.1.2 der Leitlinien ein 
konkreter Anreizeffekt der Beihilfe 102 gefordert, um eine 
freiwillige Verhaltensänderung anzustoßen. Daran fehlt 
es jedoch regelmäßig, wenn die Schutzgebietsverordnung 
hierzu zwingt.

3.4.3 Umweltschutzbeihilfen

Da somit insgesamt eine pauschale Rechtfertigung etwaig 
mit Art. 107 Abs. 1 AEUV unvereinbarer Beihilfen nach 
§ 52 Abs. 2 WHG auf Grund der einschränkenden Anfor-
derungen insbesondere des konkreten Vorhabenbezugs und 
des Anreizerfordernisses in den generell-abstrakten Aus-
führungsbestimmungen der Kommission jedenfalls nicht 
nur unerheblichen Hindernissen begegnet, bleibt das Er-
fordernis der Überprüfung der verschiedenen Schutzge-
bietsanordnungen in Verbindung mit den hierauf gegrün-
deten Ausgleichszahlungen im jeweiligen Einzelfall. So 

können ökologisch motivierte staatliche Beihilfen grund-
sätzlich nach Art. 107 Abs. 3 AEUV auch jenseits der ver-
schiedenen geschriebenen Freistellungsregelungen und au-
ßerhalb der originären Klimaschutz- und Energiepolitik 
der Union 103 nach Notifizierung durch den Mitgliedstaat 
als mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt werden. Aller-
dings verfolgt die Festsetzung von Wasserschutzgebieten 
nicht zwingend ausschließlich gewässerökologische Ziele. 
Im Gegenteil ist die Schutzgebietsausweisung nur unter den 
Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 WHG zulässig, wodurch 
auch mit Blick auf die systematische Verortung der Re-
gelung im ersten Abschnitt des dritten Kapitels praktisch 
im Wesentlichen auf die Sicherung der öffentlichen Was-
serversorgung abgezielt wird. 104 Nicht hingegen dient der 
wasserrechtliche Gebietsschutz der allgemeinen Unterstüt-
zung des flächendeckenden Grundwasserschutzes jenseits 
der gesetzlichen Festsetzungsziele, etwa zur Kompensa-
tion von Vollzugsdefiziten 105 oder zur Erreichung der Um-
weltziele der Wasserrahmenrichtlinie 106. Auch wenn die 
Europäische Union kompetenziell nicht zwischen Gewäs-
ser- und Umweltschutz einerseits und Trinkwasserschutz 
andererseits unterscheidet, 107 bedingt die Beschränkung der 
Schutzgebietsausweisung auf die in § 51 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
bis 3 WHG aufgezählten Konstellationen, dass die jewei-
ligen Schutzanordnungen nach § 52 WHG und damit zu-
gleich die dadurch ausgelösten Ausgleichsansprüche nach 
§ 52 Abs. 5 WHG nicht schon als solche als möglicherweise 
beihilfefähige Maßnahmen des Umweltschutzes charakte-
risiert werden dürfen.

Hinzu kommt, dass bei Einordnung einer ausgleichsfä-
higen besonderen Schutzanforderung als Maßnahme nicht 
nur des Trinkwasser-, sondern auch des Gewässerschutzes 
zumindest teilweise die Verpflichtung des kommunalen 
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94)	 Dazu von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 
Recht der EU, Art. 107 AEUV Rdnr. 299 ff.

95)	 Siehe auch Art. 2 Nr. 122 AGVO.
96)	 Von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht 

der EU, Art. 107 Rdnr. 328; zur Bedeutung des Verursacher-
prinzips für die Bewertung des § 52 Abs.  5 WHG zutreffend 
Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 52 Rdnr. 115.

97)	 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 v. 25. 6. 2014 zur Feststellung 
der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- 
und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Art.  107, 108 AEUV, ABl. 2014 L 
193, S. 1 (AGVO-AGRI).

98)	 Dazu auch von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettes-
heim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 414.

99)	 Von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht 
der EU, Art. 107 Rdnr. 290.

100)	Komm., Mitt. v. 21. 12. 2021, ABl. 2021 C 80, S. 1.
101)	 Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 

AEUV Rdnr.  70 f.; von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/
Nettesheim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 287.

102)	von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Recht der 
EU, Art. 107 Rdnr. 296.

103)	 Cremer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art.  107 
AEUV Rdnr. 70; von Wallenheim/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Net-
tesheim, Recht der EU, Art. 107 Rdnr. 287.

104)	BT-Drs.  16/12275, S.  66; Czychowski/Reinhardt, WHG, § 51 
Rdnr. 3 f.; Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 51 
Rdnr.  1; Hünnekens, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 
§ 51 WHG Rdnr.  3; Ormond, in: Schink/Fellenberg (Hrsg.), 
WHG, § 51 Rdnr. 1.

105)	Czychowski/Reinhardt, WHG, § 51 Rdnr. 4, 20; Durner, in: Reh-
binder/Schink, Grundzüge des Umweltrechts, 5.  Aufl. 2018, 
Kap. 9 Rdnr. 168; Reinhardt, UTR 54, 2000, S. 111, 127.

106)	Czychowski/Reinhardt, WHG, § 51 Rdnr. 61.
107)	So ist die Trinkwasserrichtlinie 2020/2184/EU auf die Um-

weltkompetenz der Union nach Art. 192 Abs. 1 AEUV gestützt, 
während im deutschen Recht die gesetzliche Ermächtigung 
zum Erlass der Trinkwasserverordnung auf der Bundeskom-
petenz für Maßnahmen gegen übertragbare Krankheiten nach 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG beruht.



Trägers der öffentlichen Wasserversorgung zur Ausgleichs-
leistung als Begünstigter nach den §§ 99 S. 2, 97 S. 1 WHG 
in Frage gestellt wird. Denn der originär ökologische Ge-
wässerschutz dient allein dem Allgemeininteresse, 108 sodass 
zumindest insoweit eine Belastung der Versorgung mit der 
Ausgleichspflicht ausscheidet und zudem hieraus resultie-
rende Kosten nicht über Wassergebühr oder -preis auf die 
Abnehmer umgelegt werden können. Die versorgungs-
pflichtigen Kommunen sind im Bereich des umweltrecht-
lichen Vollzugs nach Art. 28 Abs. 2 GG an die allgemeine 
Kompetenzordnung des Grundgesetzes gebunden 109 und 
können daher insoweit auch nicht wasserhaushaltsgesetz-
lich zur Kompensation rein ökologischer Maßnahmen der 
Land- und Forstwirtschaft verpflichtet werden. Derselbe 
Maßstab ist im Übrigen bei der rechtlichen Beurteilung 
freiwilliger Kooperationen der kommunalen Wasserwirt-
schaft mit der Land- und Forstwirtschaft anzulegen.

4. Resümee

Die Ausgleichsregelung des § 52 Abs. 5 WHG ist mit dem 
unionsrechtlichen Beihilfeverbot des Art.  107 AEUV als 
solche weder vereinbar noch unvereinbar. Geboten ist viel-
mehr eine differenzierende Betrachtung der konkreten 
schutzgebietsrechtlichen Einschränkungen für die betroffe-
nen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe. Die norma-
tive Zielsetzung des deutschen Rechts, mit der Gewährung 
verfassungsrechtlich nicht gebotener Ausgleichszahlungen 
in den Wettbewerb der Land- und Forstwirtschaft einzu-
greifen, um gleiche Ausgangsbedingungen innerhalb und 
außerhalb festgesetzter Wasserschutzgebiete herzustellen, 
führt dabei stets dann zu einem Konflikt mit dem euro-
päischen Wettbewerbsrecht, wenn die Leistung im einzel-
nen Fall über den nachweislichen reinen Nachteilsausgleich 
hinausgeht. Maßgeblich für die Beurteilung sind dabei die 
konkreten Beschränkungen und Verbote der jeweiligen 
Schutzgebietsverordnung. Dabei erweisen sich etwa Aus-
gleichszahlungen für solche Anforderungen als problema-
tisch, zu deren Beachtung die Leistungsempfänger ohne-
hin rechtlich verpflichtet sind. Werden dagegen in einem 

Schutzgebiet Verhaltensweisen und Zustände untersagt, die 
nach allgemeinem Wasserrecht grundsätzlich zulässig sind, 
fehlt es im Fall der wirtschaftlichen Kompensation dieser 
individuellen Benachteiligung am Merkmal der begünsti-
genden Beihilfe. Während dabei nach Eigenart und Inten-
sität der auf § 52 WHG gestützten Maßnahmen vorgenom-
mene Typisierungen regelmäßig beihilferechtlich zulässig 
sind, begegnen zu weitgehend pauschalisierte Leistungen 
ohne zureichend tragfähigen Bezug zu den zu Grunde lie-
genden verordnungsrechtlichen Anordnungen unionsrecht-
lichen Bedenken, da diese zu einer Benachteiligung nicht 
berechtigter Konkurrenzunternehmen zu führen drohen. 
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Zwischen 2013 und 2017 wurde das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 
mehrfach geändert, um es an die Vorgaben der UVP-Richtlinie 
und der Aarhus-Konvention anzupassen. Die Novellen gingen auf 
Urteile des Europäischen Gerichtshofs und eine Entscheidung der 
fünften Tagung der Aarhus-Parteien (2014) zurück. 2021 stellte 
nun die siebte Tagung dieser Parteien ein weiteres Defizit fest: Ihr 
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zufolge beschränkt das Gesetz die Anerkennung von Umweltver-
bänden – und damit deren Rechte auf Mitwirkung an behördlichen 
Verfahren und auf Zugang zu Gerichten – in einer Weise, die 
nicht mit der Konvention in Einklang steht. Insbesondere schließt 
es Stiftungen von der Anerkennung aus, weil sie nicht mitglied-
schaftlich organisiert sind und deswegen die Voraussetzung der Bin-
nendemokratie nicht erfüllen können. Künftig müssen auch sie die 
Möglichkeit erhalten, gemäß § 3 UmwRG anerkannt zu werden. 
Der folgende Beitrag befasst sich vor allem mit den Schlussfolgerun-
gen des Aarhus Convention Compliance Committee, die der Fest-
stellung der siebten Tagung zugrunde liegen, und mit der erforder-
lichen Anpassung der deutschen Vorschrift.
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